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Fünfundsiebzigste öffentliche Sitzung der II . Kammer .

( Schluß .)

Ulrich verlangt , daß Ausländer von dem Jagdpacht
ausgeschlossen werden sollen .

Brentano stimmt auch aus Gründen der Moralität
für die Aufhebung des Jagdregals , und bringt ein Gesetz
von 1806 zur Sprache , wonach die im Hardwald be¬
tretenen Wilderer , auch wenn ste fliehen , erschossen werden
sollen ; ein solcher Fall kam vor wenigen Jahren vor . Die
Kammer sollte um alsbaldige Aufhebung dieses Gesetzes
bitten .

Heimburger . Ich unterstütze diesen Antrag ; in meinem
Bezirk sind solche Mißhandlungen auch vorgekommen .

Hecker wundert sich , daß die Landleute nicht häufiger
von dem L R . S . 647 , welcher ihnen gestattet , ihr Eigen¬
thum einzuzäunen , Gebrauch machen , was ein gutes Mittel
fein wird , die Ablösung billiger zu machen .

Blankenhorn unterstützt den Antrag deS Abg . Ul¬
rich , das Verpachten von Jagden an Ausländer zu ver¬
bieten .

Dörr . Indem ich die Anträge der Commission uttter -
stütze , will ich darauf nicht eingehen , ob daS Jagdrecht
ausschließlich dem Staate und den Standes - und Grund¬
herren gebühre , oder ein Recht des Grundeigenthümers ist ,
welchem Stand er angehöre ; denn von meinem Stand¬
punkt aus , als schlichler Bürger , vermag ich dies nicht zu
beurtheilen . So viel steht übrigens fest , daß das Jagd¬
regal in unserem Lande besteht und von einzelnen Grund¬
besitzern wenigstens bis jetzt nicht ausgeübt worden ist.
Meiner Ansicht nach handelt es sich hier also nur um die
beiden Fragen : ob die Ablösung der Jagdrcgalität im In¬
teresse der Feld - und Waldkultur geboten erscheint , und ob
sie im Wege der Gesetzgebung ausgesprochen werden kann .
AlS Jagdlicbhaber , als langjähriger Vorstand einer Ge¬
meinde , die bedeutende Waldungen besitzt , und zugleich
als Landwirth , werden Sie mir , meine Herren , ein kom¬
petentes Urtheil über , die Beantwortung der ersten Frage
zntrauen . Sie alle , meine Herren , wissen , daß die Be¬

völkerung i » unserem Großherzogthum von Jahr zu Jahr
bedeutend zunimmt , der Werth der Güter , so wie der Wal¬
dungen gegen früher im Preis sehr gestiegen ist , daß ein
großer Theil der früher öde gelegenes Flächen urbar ^ge -
macht wurde , und der Landmann , um einen möglichst
hohen Ertrag aus seinen Feldern zu ziehen , es weder an
Fleiß , Arbeit noch Kosten fehlen läßt . Eben so verhält es
sich mit den Waldungen , die jetzt nicht mehr wie früher
beweibet werden dürfen , auf deren Entwässerung und
Culturanlagen bedeutende Summen verwendet werden
und die man jetzt allgemein forstwirlhschastlich behandelt .
Damit ist aber nicht alles gcthan , denn sollen die Felder
so wie die Waldungen in Folge besserer Bewirthschaftung
einen höheren , dem Mehraufwande gleich kommenden Er¬
trag abwerfen , so bedürfen sie des nöthigen Schutzes gegen
Wildschaden . Man wird mir zwar - einwenden , dieser sei
durch unser Wildschqdengesetz gegeben . Wenn ick auch
anerkenne , daß daö unsrige eines der besten in Deutschland
ist, so läßt es doch noch Manches zu wünschen übrig und
überhaupt werden die Beschwerden gegen Wildschaden auf
so lange nicht beseitigt werden können , alS ein Jagdab¬
lösungsgesetz nicht gegeben wird , ein Gesetz , daS den Jagd -
eigenihümer in seinen Rechten nicht beeinträchtigen , sondern
bloS gesetzlich verpflichten soll , gegen Entschädigung und
nur gegen Entschädigung auf sein Jagdregal zu verzichten .
Hat man den Grund und Boden von manchen drückenden
Lasten befreit , weil man eingesehcn , daß sich der frühere
Zustand mit der freien Entwickelung und Hebung der Land «
wirihschaft nicht mehr vereinbart , so ist es jetzt nicht min¬
der an der Zeit , daS Jagdregal auf gesetzlichem Wege aus¬
zuheben , was nicht nur in materieller , sondern mehr noch
in moralischer Beziehung geboten ist , denn die Ablösung
wird zunächst am meisten zur Verminderung des Wild¬
standes beitragen , während ein hoher Wildstand Hang
zur Wilderei erzeugt , die im höchsten Grade demoralistrt
und zur Vecarmung ja leider sogar zum Raub und zum
Mord führt . Ueber die zweite Frage , ob der Staat befugt
sei , die Ablösbarkeit deS Jagdregals auf dem Wege deS
Gesetzes auszusprechen , will ich mich nicht weiter verbreiten ,
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im Commiffionsberichte ist hierüber das Nöthige ausge¬

führt . Indem ich nun den ersten Antrag unterstütze , er¬

kläre ich mich auch mit dem zweiten einverstanden , da die

zu den einzelnen Paragraphen des WildschadengesetzeS

vorgeschlagenen Abänderungen zur Beseirigung mancher

Beschwerden wesentlich beitragen werden , und schließe mit

der Unterstützung des eventuellen Antrags des Abg . Jung¬

hanns I .
Welte stellt den Antrag , die Jagdregalität durch ein

Gesetz aufzuheben .

Richter und Scheffelt unterstützen diesen Antrag .

Bubl fügt den^ Vorschlage res Abg . Heimburger auf

kurz^ Pachtzeiten und kleine Bezirke die Bemerkung bei ,

daß es zweckmäßig wäre , dafür zu sorgen , daß die Pacht¬

zeilen der an einander glänzenden Bezirke nicht gleichzeitig

ablaufen .
Nachdem noch Ministerialdirektor Rettig und die Abg .

v . Jtzstein , Bissing , Christ , Arnöperger und

der Berichtererstatter ( Junghanns II .) das Wort ge¬
nommen , welcher Letztere den Commissionsbericht gegen die

erhobenen Einwendungen gründlich und überzeugend ver -

theidigt , werden von der Kammer angenommen :

1 . Die Anträge der Commission ;
2 . Die Anträge der Abg . Heimburger , Welte ,

Junghanns I . und Brentano , wonach also die Re¬

gierung weiter gebeten werden soll :

„ die auS der Hand abgegebenen Jagden und die

großen Bezirke aufzukündigen ; künftig nicht mehrere Be¬

zirke in Einer Hand zufammenkommen zu lassen und die

zu großen Bezirke zu vertheilen ; ein Gesetz über die

Aufhebung der Jagdregalität vorzulegen und daS Gesetz

von 1806 gegen die Jagdfrevel im Hardwald aufzu¬

heben . "

Ueber die am Schlüsse deö Berichtes erwähnten Petitio¬

nen spricht zuerst
Richter , welcher die Klagen aus den Aemtcrn Etten -

heim und Lahr über den übertriebenen Wildstand , Schaden
und Unfug in dem Jagdbezirk des Daniel Völker nach¬

drücklich hervorhebt und auf Abhülfe dringt .

. Heimburger bestätigt die Ausführung des Abgeord¬
neten Richter und namentlich die Angabe , daß die Bürger
in zwei Gemeinden , welche sich nicht anders zu helfen
wußten , als daß sie das Wild zusammen schossen , in Un¬

tersuchung gekommen und gestraft worden sind ; dagegen

ist nicht untersucht worden , ob der Wildstand zu groß ist.

Schmitt v . M . macht auf den in der Petition von

Hellingen , Jstein u . s. w . erzählten Fall aufmerksam , daß

ein Bürger aus Basel 200 lebendige Hasen auf die von

ihm gepachtete Jagd gesetzt habe , was unzulässig sei .

Scheffelt schließt sich dieser Bemerkung an .

Junghanns I . bemerkt , daß im Jahr 1817 die Ge¬

legenheit sich bietet , einen Theil des Bölker ' schen Bezirke -

öffentlich zu versteigern , sodann im Jahr 1850 einen andern

Theil und 1852 den Rest . Er erwartet , daß dann dieser

Bezirk nickt mehr aus der Hand und an einen Einzigen

begeben werde .
v . Jtzstein spricht für die Petition von Blankenloch ,

welche sich über den Schaden beklagt , den die Hasen an -

richten , indem die Parkaufseher Lücken zwischen den Pali¬

saden der Umzäumung lassen .
Ministerialdirektor Rettig erklärt diese Reden für ein

Heckenfeuer , für Landlagsblumen , die den Wahlbezirken
dargereicht werden , worauf

v . Jtzstein entgegnet , daß sich die Petenten an den

Deputaten ihres Bezirks , den Abg . v . Stockhorn gewendet ,
von diesem abgewiesen , ihm die Petition gebracht hätten ;
er habe also nicht für seinen Bezirk gesprochen .

Rindeschwende r . Meine Herren , Sie finden in dem

Commissionsbericht einer Vorstellung erwähnt , welche von
der Gemeinde Haölach und Mühlenbach einkam , und
worin verschiedene Beschwerden vorgctragen , woran mehrere

beachtungswerthe Betrachtungen angeknüpft sind . Die fürsts .

fürstenbergische Domänenkanzlei hat im Widerspruch mit

ihrer früher » VerfahrungSweise dem Beamten in Haslach
einen ganzen Amtsbezirk in Pacht gegegeben . Ich will nun
nickt darauf eingehen zu untersuchen , ob dieser Pächter

übermäßig das Wild hege , und ob er , wie gleichfalls be¬

hauptet wird , selbst an Sonn - und Feiertagen seiner Jagd¬
lust kröhnt , weil dies näherer Untersuchung bedarf ; aber
im öffentlichen Interesse muß ich die Regierung auf solchen
Uebelstand aufmerksam machen . Ein Oberbeamler , der Jagd¬

pächter und großer Jagdliebhaber zugleich ist, wird diesem

Vergnügen immer mehr Rechnung tragen , als seinen Ge¬

schäften ; diese müssen nolhwendig darunter leiden , und so
wird gar oft die Amtsführung einem überbeschästigten

Assessor oder einem Rcchlöpraktikanten zum großen Nach¬

theil der Amtsunlergebenen überlassen . Ein Beamter ist
eben auch ein Mensch — und es ist nicht daS Uebelste an

ihm , — und eS ist ohne große Prophctengabe vorherzusehen ,

daß wenn er in seinem Amtsbezirke der Jagdpächter ist,
die Möglichkeit einer Entschädigung für Wildschaden zu
erhalten unendlich ferne gerückt wird ; er wird eben den

Klägern in ihren übrigen Angelegenheiten kein besonders

freundliches Gesicht zuwenden , sondern seiner Übeln Laune

ungestörten Lauf lassen , wovon wir an vielen Orten merk-
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würdige Erfahrungen gemacht haben . ES führt überhaupt

solche Jagdpachterei eines Oberbeamten zu gar vielen Jn -

eonvenienzen , ich darf nur daran erinnern , mit welch ' ganz

andern Mitteln ein Wilderer oder Jagdfrevler traktirt ,

zur Ueberführung gebracht werden wird . Wer daö Gesetz

vorzüglich zu handhaben hat , der soll sich nicht unnöthig in

die Lage setzen, eS in jeder Minute übertreten zu können ,
daS Vertrauen geht verloren . Ich mache eS mir darum

zur Pflicht , auf diese Petition und den darin geschilderten

Urbelstand die Regierung besonders aufmerksam zu machen

und unterstütze den Antrag der Commission
v. Soiron macht darauf aufmerksam , daß durch das

Gestatten solcher großen Jagdpachtfürstenthümcr , der Pacht¬

fürst möge sein wer er wolle , die öffentliche Sicherheit ge¬

fährdet sei, indem ein über 20 Gemarkungen ausgedehntes

Recht , das mit den Waffen in der Hand mit Zuzug be¬

waffneter Jägerburschcn ausgeübt werde , eine wahre Macht

sei, der die armen Gemeinden nicht widerstehen könnten .

Die Petitionen werden mit Empfehlung an das Großh .

EtaatSministerium überwiesen .

Blankcnhorn - Krafft berichtet über die Rechnung

der Kosten deS letzten Landtags , welche genehmigt wird ,
unter Anerkennung deS Diensteifers und der Gewissen¬

haftigkeit des Archivars .
Petitionsberichte .
Helbing berichtet : 1 ) über eine Petition aus Frei¬

burg , die Baupolizei betr . Empfehlende Ueberweisung an

das Großh . Staalsministerium .
2 ) Petitionen von Schönau auf dem Schwarzwald , auf

ein Verbot deS Brennens von Kartoffeln zu Branntwein ;
von mehreren Gemeinden deS Amts Neustadt auf dem

Schwarzwald , um Maßregeln gegen die Theuerung , nament¬

lich auf zollfreie Einfuhr von Frucht und Mehl rc . , end¬

lich von mehreren hundert Bürgern aus Mannheim in

gleichem Betreff . — Mit dringender Empfehlung an daS

Großh . Staatsministerium ; nach einer längeren Diskussion ,
woran die Abg . Buss , Martin , Jörger , Schef ,

felt , Welcker , v . Jtzstein , Blankenhorn - Krafft ,
Reichenbach , Ministerialdircctor Rettig , Knapp ,

Mathy , Bleidorn und Kapp theilnehmen .

Buss eifert besonders gegen die Kornwuchercr und das

Branntweintrinken , worauf Mathy bemerkt : der Abg .

Buff scheine sich durch daS LoSziehen gegen die Getreide -

Händler bei einer Masse beliebt machen zu wollen , welche

auf jede Weife bearbeitet weiden , um sie für die streitende

Kirche in das Feld zu führen . Wer Getreide auSwärtS

kaust und auf den Markt bringt , ist kein Wucherer , son¬
dern ein sehr nützliches Mitglied der , Gesellschaft ; nur wer

Vorräthe vom Markt fern hält , um die Noth zu steigern
und übermäßigen Gewinn zu machen , kann Wucherer ge¬
nannt werden . Gegen daS Branntweintrinken im Ueber -

maß gebe eS kein besseres Mittel , als wenn geistliche und

weltliche Würdenträger den Bürgern mit dem guten Bei¬

spiele der Mäßigkeit vorangingen .
Buss weiSt diesen Vorwurf gegen die Geistlichkeit zurück.

Hecker . Sie werden doch die rothen Nasen nicht auch
noch adläugnen wollen . ( Heiterkeit ) .

3 ) Ueber 43 Petitionen aus dem SeekreiS gegen eine

Verfügung , wodurch den Hausbesitzern zugcmuthet wird ,
zwischen den Oeconomiegebäuden und dem Wohnhaus

steinerne Mauern bis zum Giebel zu führen u . s. w . —

Empfehlende Ueberweisung an daS StaatSministerium , leb¬

haft von Welcker und Richer unterstützt und vom

Knapp bekämpft , von der Kammer angenommen .
4 ) Petition der Schiffer von Haßmersheim und Eberbach .

Die Petitionen der Frachlfchiffer in Eberbach und .Haßmers¬

heim , ihre Gewerbsteuer , uebst den auf der Schifffahrt
haftenden Abgaben , den Zustand des Neckars u . s. w . be¬

treffend . Sie verlangen : a ) die Herabsetzung ihrer Ge¬

werbsteuer . b ) Die Aufhebung oder doch Ermäßigung der

Reckarzölle , sowohl der Waarenzölle als der RccognitionS -

gebühren . c ) Der Verbesserung des Flußbettes und der

Leinpfade , ck) Die Weisung an die Rcckarzollbeamten , den

Schiffern auch an Sonn - und Feiertagen ihre Dienste zu
widmen . — Die Commission beantragt dringende Em¬

pfehlung an daö StaatSministcrium . Von dem Abg .

I u n g h a n n S H . mit ausführlicher Darlegung der Ver¬
hältnisse auf das Wärmste unterstützt , wird der Antrag

von der Kammer einstimmig angenommen .
5 ) Petitionen für bessere Dotation dcö Landesgestüts .

Antrag : Wegen Ermäßigung deS Sprunggeldes an daS

Gr . StaatSministerium . Die Kammer schreitet zur Tages¬

ordnung .
6 ) Petition des ZieglerS Werkle von Friesenhcim , die

Ausübung der Zieglerprofession betreffend . Empfeh¬

lende Ueberweisung an daS StaatSministerium .
Baum äußert sich näher über die Verhältnisse deS Pe¬

tenten . Werkle mußte daS Meisterstück machen , die Taren

bezahlen , und wurde alS Ziegler in das Gewerbsteuer «

kataster ausgenommen . Er baute ein Wohnhaus und eine

Ziegelhütte in die Nähe der Eisenbahn . Der Gemeinderath

genehmigte den Plan , das Amt anfänglich gleichfalls ; nach¬

dem aber der Bau beinahe fertig war , widerrief eS die Er -

laubniß und befahl , daS Gebäude in kurzer Frist nieder¬

zureißen . Bei dem Ruggericht stellte sich die dem Verbot

zu Grund liegende Expertise als falsch dar ; dessen unge -
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achtet sollte daS Haus niedergcrissen werden . Merkte batte

ferner die Besugniß erhalten , lufttrockene Steine zu ferti¬
gen und schloß einen Vertrug mit der Eisenverwaltung über
die Ablieferung von 40,000 Stück . Das Amt verbot ihm
die Ablieferung bei 10 fl . Strafe für jedes Hundert , dik-
tirte also eine Strafe von 4,000 fl . Der Bittsteller hat
übrigens den Recurs an die Kreisregierung ergriffen .

Diese Darstellung erregte allgemeinen Unwillen , worauf
Ministerialdireclvr Rettig bemerkte , man sollte die Ent¬

scheidung der Kreisregierung abwarten , welche dem Mann

sein Neckt widerfahren lassen werde .
Der Commissionsantrag wurde angenommen , da über

die Punkte , welche die Petition berührt , Enthörung nach¬

gewiesen ist.
7) Petition von Schiffern und Holzhändlern aus Eberbach ,

Besteuerung ihres Holzhandels betreffend . Antrag auf
Tagesordnung . Brentano bekämpft den Commisstons¬
bericht und trägt auf empfehleude Ueberweisung an das

Grvßh . Staatsministerium an . Junghanns II . unter¬

stützt aussührlich diesen Vorschlag , welcher angenom -

m e n wird .
8 ) Petition der Gemeinde Herbolzheim , gegen die Ent¬

richtung der Flußbausteuer . Antrag auf empfehlende Ueber¬

weisung an daS Staatsministerium , in Beziehung auf die
1836 während des Baucs des Leopoldskanals bezahlte und
die künftig zu bezahlende Steuer . Die übrigen Beschwerde -

pur .kte werden nicht berücksichtigt .
Mitter maier berichtet über den Antrag des Abg .

Baffermann : die Kammer möge aussprechen , daß sie das

Recht deS Justizministeriums , Advokaten zu versetzen , oder

ihnen die Advokatur zu entziehen , in den Gesetzen nicht be¬

gründet finde . Der Antrag war bei Berathung deS nach¬

träglichen Budgets für daö Justizministerium gestellt und

zur Begutachtung an eine Commission gewiesen worden .
( S . Nr . 210 , S . 837 . ) Die Commission ging davon aus ,
daß die Grundlage einer tüchtigen , Vertrauen erweckenden

Justiz , ein würdig gestellter Advokatenstand ist. Die Er¬

fahrung der Länder , in welchen die Beiziehung der Advo¬
katen in erster Instanz beschränkt ist , lehrt , daß dort in
der Regel der P - ozeß erst in zweiter Instanz beginnt ;
dem Richter steht kein gefährlicherer Feind entgegen , als die
Einseitigkeit , und dagegen gibt es kein besseres Mittel , als
die kräftige Vertbeidigung von beiden Seiten , namentlich
in Strafsachen . Die Lage des Advokaten ist dabei schwierig ,
seine Stellung mißlich , denn er muß häufig gegen mäch¬
tige Personen kämpfen , schwer Verfolgte vertheidigen , herr¬
schenden politischen Ansichten entgegen treten . Der edle
Lord Erökinr zeigte dies in einem . Falle , wo er alö Advo¬

kat zwanzig bestochene Zeugen der Unwahrheit überführte .
Ein Hauptpunkt , um die nothwendige Unabhängigkeit der
Advokaten zu begründen , ist die Ausübung der DiSciplin .
Der Redner weist aus allen einschlägigen Gesetzen nach ,
daß daS Justizministerium zwar das Ernennungsrecht habe ,
woraus aber keineswegs daS Recht der Entlassung folgt ,
so wenig der Regent , welcher daö Recht der Anstellung
hat , den Beamten jeden Augenblick entlassen kann . Die
Oberaufsicht des Justizministeriums über die Gerichte ist
etwas ganz Anderes , als das Strafrecht . Der Advokat
ist, nicht öffentlicher Diener ; er hat ein öffentliches Amt ,
wie der Vormund im römischen Sinne , wie bei den Fran¬
zosen der officier ministerial , im Gegensätze des fonction -
naire . Die Analogie deS Staatsdieners paßt nicht auf
den Advokaten ; jener hat eine Gewalt , bezieht Gehalt , die
Staatsangehörigen können nicht wählen , an welchen Be¬
amten sie sich wenden wollen ; bei dem Anwalt ist dies
Alles nicht , der unwürdige Advokat verliert daö Vertrauen
und verdient nichts mehr . Viel besser paßt die Analogie
mit dem praktischen Arzte . Die Advokatur ist ganz einfach
eine öffentliche Berechtigung , wie daS Strafgesetzbuch be¬
weist , das die Advokaten nicht unter die öffentlichen Diener
rechnet , sondern Art . 537 von der Entziehung ihrer Be¬
rechtigung spricht . Der § . 36 der Verfassung , wonach auch
die Advokaten als solche, die ein öffentliches Amt bekleiden ,
wahlberechtigt und wählbar find , beweist nicht , daß sie
öffentliche Diener sind , so wenig als die praktischen Aerzte .
ES war von manchen Schriftstellern ein ungeschickter Hoch «
muth , der die Advokaten öffentliche Diener nannte ; auch
wollte man dadurch daö Urlaubsrecht auf sie anwenden .
Die Verordnung vom 2 . Nov . 1826 , welche dem Schrift¬
verfasser , der sich Vernachlässigung zu Schulden kommen
läßt , mit Entziehung des Schriftverfaffungsrechts droht ,
spricht von der Vorbereitung zum Staatsdienst und
zur Advokatur , also nicht von den Advokaten . Der Unter¬
schied zwischen Schriftverfassern und Advokaten sollte nicht
bestehen , und wird auch wegsallen , wenn einmal Collegial -
gerichte eingesührt sind und das öffentliche und mündliche
Verfahren in Strafsachen . Es giebl auch innere Gründe ,
dem Justizministerium die Strafgewalt über die Advokaten
nicht zu übertragen . Seit Jahrhunderten gehörte die Dis¬
ziplinargewalt den Gerichten und dies ist auch in der Ge¬
richtsordnung anerkannt . Ferner ist jede Suspension und
jede Entziehung der Anwaltschaft eine schwere Strafe , die
nur von den Gerichten und nur nach Gesetzen erkannt
werden kann . Die Strafgesetzgebung hat in § . 17 entschie¬
den den Verlust der Anwaltschaft als Folge der Zuchthaus¬
strafe anerkannt . Die § § . 538 und 542 drohen sie alS
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Folge einer Untreue und eines Mißbrauchs der Advokatur

zu Vergehen . Der Redner will den Unwürdigen nicht

in Schutz nehmen , und es ist ein Unglück , daß wir die

Einrichtung nicht haben , welche anderwärts die Ehre des

AdvokatenstandeS so hoch hebt , die Advokatenkammern .
Aber es ist Alles im Reinen , wenn wir die GerichtSpolizei
den Gerichten belassen , so wie die Bestrafung der Ver¬

gehen . Dies liegt in der deutschen und in Her badischen

Gesetzgebung . Um für die Zukunft zu sorgen , müssen wir

Advokalcnkammern und Staatsanwaltschaft haben . Eine

neuere preußische Verordnung für die Advokaten in den

Nheinlanden könnte hier zum Muster dienen . Der Antrag
der Commission geht dahin : „ Die Kammer möge zu Pro¬
tokoll auösprechen , daß sie in den bestehenden Gesetzen daö

Recht des Justizministeriums , die Advokaten zu versetzen
oder ihnen die Anwaltschaft zu entziehen , nicht begründet

finde , daß sie die Regierung ersuche , daran fcstzuhaltcn ,
daß nur den Gerichten die GerichtSpolizei zustehe und zeit¬

liche oder völlige Entziehung der Anwaltschaft nur in Folge
eines richterlichen Uriheils geschehen könne ; ferner die Ne¬

gierung zu ersuchen , für die Zukunft auf gesetzlichem Wege
die Disciplinargewalt über Advokaten durch Einführung
von Advokatenkammern im Zusammenhang mit Staatsan¬

waltschaft und der den Gerichten zuflehenden Gerichtspo¬

lizei anzuordnen ." Wer ein Freund des RechtS ist , der

muß ein Freund der freien Vertheidigung sein , er muß

Einrichtungen treffen , wodurch der Unwürdige von der ge -

sctzlichcn Strafe eireicht , der Würdige aber in seiner Un¬

abhängigkeit geschützt wird . —

Der Vortrag wurde mit vielem Beifall ausgenommen und

in kräftigen Vorträgen unterstützt von den Abg . Hecker ,
welcher beifügt , daß schon in dem ErnennnngSdekrete zwischen

Schriftverfaffcrn , Advokaten und Staatsdienern unter¬

schieden wird , W e l ck e r und Brentano .

Litschgi will zwar der Unabhängigkeit der Advokaten

nicht zu nahe treten , sticht aber doch auszust
'
ihren , daß die

Regierung einen unwürdigen Advokaten versetzen oder

suSpendiren dürfe , indem die Gerichte nicht mit der er¬

forderlichen Kraft einschreiten ; er leitet die so weit ausge¬

dehnte Disciplinargewalt auS dem Ernennungsrecht ab

eine Behauptung , welche in dem Berichte schon hinläng¬

lich widerlegt ist .
Weller . Der Abg . Litschgi ist den Beweis schuldig

geblieben , daß ein Gesetz besteht , welcbeS dem Justizmi¬
nisterium diese Gewalt einräumt .

Geh . Referendar JunghannS ( Regierungscommiffär )

widerspricht , daß auS politischen Gründen Versetzungen
oder Entlassungen erkannt würden und bestreitet die Aus¬

führung des Berichtes , daß die Gesetze dem Justizministe¬
rium das Recht nicht geben , Anwälte zu versetzen oder zu

entlassen . Er beruft sich dafür auf daS Ernennungsrecht
und auf den Umstand , daß die Advokaten öffentliche Diener

seien . Die Regierung beschäftige sich übrigens mit einer

neuen Organisation des Advokatenstandes und dabei sei die

Frage über Errichtung von Advokatenkammern zu erwägen .
Ob im Wege der Verordnung oder der Gesetzgebung die

Organisation zu erlassen sei , werde noch geprüft . (Hecker .
Ueber Statusrechte können Sie nicht im Verordnungsweg
verfügen ) . ( Brentano . Dies ist eben bequemer ) .

Mittermaier entgegnet dem Abg . Litschgi , daß die

Gerichte Kraft genug haben , unwürdigen Advokaten ent¬

gegen zu treten . Nach der Ausführung des RegierungS -

commiffärS stehe der Advokat viel schlimmer als der StaatS -

diencr und jeder GewerbSmann . ( Brentano . DaS will

man haben ) . Diese Ausführung habe ihn in keiner Weise

belehrt , daß seine seit 30 Jahren feststehende Ueberzeugung

unrichtig sei .
Der Antrag der Commission wird mit allen gegen 7

Stimmen angenommen .

Die Sitzung wird bis Nachmittag 5 Uhr unterbrochen .

Abendsitzung .

Straub übergibt eine Petition des Bäckers Ferdinand
Sanier in Constanz , Eingriffe der Polizeigewalt in die

Competenz betreffend . — Da die PetitionScommiffion ihre

Sitzungen geschloffen hat , so kann über diese zu spät ein¬

gelaufene Petition nicht mehr berichtet werden .

Helbing berichtet : 1 ) über die Petition vieler Bürger
in Mannheim , die materiellen Interessen unseres Landes be¬

treffend . Die Petenten . bringen eine Menge von Gegen¬

ständen in Anregung , von welchen sie einen größer » Auf¬

schwung des Handels , der Gewerbe und des Ackerbaues

hoffen , z . B . Straßenherstellung , ein Wiesenkulturgesetz ,
Eisenbahn an den Bodensee , Verbesserung deS

Postbetriebs , Gewerbeordnung , Reduktion der Lasten deS

MilitäretatS , Aufhebung der Spielbank rc . rc . Die meisten

dieser Gegenstände sind bereits erledigt ; in Bezug auf die

übrigen trägt die Commission auf empfehlende Ueberweisung
an daS Staatsministerium an — wobei sie indessen die

Befürchtung nicht unterdrücken kann , daß Petitionen , welche
so viele mannigfaltige Wünsche enthalten , die Beachtung

nicht finden möchten , wie wenn sich solche über einen ein¬

zigen Gegenstand ausführlich verbreiten . — Der Antrag
wirb angenommen .
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2 ) Ueber eine Petition von Oellingen , ein Wiesenkultur¬
gesetz betreffend . An das Großherzogl . Staatsministerium
zur Kenntnißnahme . Die Bittsteller gehen von der irrigen
Voraussetzung aus , daß ein Wiesenkulturgesetz der Kammer
zur Berathung vorliege , was nicht der Fall ist.

3) Petition deS Färbers Hanemann in Constanz , um
Bewilligung einer controlirten Ausfuhr baumwollener
Etuhlwaarcn aus der Stadt Constanz in die Kreuzlinger
Vorstadt zum Färben und freie Wiedereinfuhr dieser ge¬
färbten Waare in die Stadt zurück . Die Commission findet
daö Gesuch durchaus wohlbegrüudet und trägt auf empfeh¬
lende Ueberweisung an das Gr . Staatsministerium an .

Mathy unterstützt den Antrag , welcher einstimmig an¬
genommen wird .

4 ) Petition des Zeugwebers Jakob Stein zu Duders -
heim , die ihm verweigerte Hausirerlaubniß mit selbstverfer¬
tigten Baumwollen - und Gebildwaarcn betreffend . Der
Bittsteller hat die Enthörung von den Staatsbehörden
noch nicht nachgesucht , deßhalb muß die Commission auf
Uebergang zur Tagesordnung antragen . — Angenommen .

5 ) Bitte der Gemeinden Kuhlbach , Reichenbach , Seel -
bach rc . rc . , um Errichtung eines Amtsgerichts zu Seelbach ,
Amts Lahr . Die Commission findet keine Veranlassung ,
daö Gesuch zu unterstützen , namentlich da zwei Amts¬
gerichte auf eine Entfernung von einer Stunde ( Lahr )
eine nicht zu rechtfertigende Einrichtung wäre , und stellt
den Antrag auf Tagesordnung . — Angenommen .

6 ) Bitte mehrer Uhrmacher von Bühl und Umgegend ,
Schutz gegen Concurrenz der Ausländer . Ueberweisung
an daS Gioßh . Staatsministerium , wegen Nichtübertragung
der Anfertigung der Eisenbahnuhren . — Angenommen .

7 ) Bitte der Stadt Kehl , um Verwendung wegen Auf¬
hebung deS Rheinbrückengeldes für Fußgänger und Er¬
mäßigung für Fuhrwerke . — Antrag und Beschluß :
Empfehlende Ueberweisung an das Staatsministerium .

8 ) Bitte der Bürgermeister von Behla und Hausenvor -
wald , um Verbesserung der Amtsbotenanstalt . — Antrag
und Beschluß : Empfehlende Ueberweisung .

9 ) Ueber eine die Wasenmeisterei zu Stockach betreffende
Petition wird zur Tagesordnung geschritten .

Zittel berichtet : 1 ) über die Bitte deSFchrn . v . Wes¬
send erg , ehemaligen BiSthumsverweserS in Constanz ,
um zureichende Unterstützung der Rettungsanstalten für
verwahrloste Kinder aus der StaaSkasse .

Die Commission hält eS zwar jetzt nicht mehr ihunlich ,
eine Summe noch in das ordentliche Budget aufzunehme »,
wie denn auch eine solche Position einer noch näheren Er¬
örterung bedürfte . Dagegen hält sie die Bitte vorläufig

um einen einmaligen Zuschuß zu Errichtung genannter An¬
stalt in der Nähe von Constanz in jeder Beziehung für
gerechtfertigt .

Die Commission schlägt daher vor , die Petition mit Em¬
pfehlung an das Gr . Staatsministerium zu überweisen und
zugleich der Regierung einen Kredit von 7,000 fl. als Zu¬
schuß zur Errichtung einer Rettungsanstalt für verwahr¬
loste Kinder weiblichen Geschlechts in der Nähe von Con¬
stanz auf daS außerordentliche Budget anzubieten .

Mathy . Zur Unterstützung dieses Antrags — kein
Wort . Cs bedarf dessen nicht . Ich will der Kammer nur
bemerken , daß die vorgeschlagene Summe kaum ein Pro¬
cent des Ueberschuffes ausmacht , der nach Abzug deS Be¬
darfs der Verwaltung , der außerordentlichen Ausgaben und
der aufrecht zu erhaltenden Kredite von dem BetriebSfond
verfügbar bleibt . Man kann also geben , wenn man will .

Buss unterstützt den Antrag und spricht viel von den
unehelichen Kindern , worauf Kapp bemerkt , daß die Zahl
derselben durch Aufhebung des Cölibats vermindert werden
könnte . Welte fügt bei , daß man das für die barmher¬
zigen Schwestern gesammelte Geld zweckmäßiger für diese
RettungSanstalien verwenden sollte . Knapp , Fauth
und Buss ereifern sich über diese Aeußerungen , worauf
W e l ck e r bemerkt , eS würden dergleichen nicht Vorkommen ,
wenn nicht die geistliche Würde u . s. w . immer wieder auS
einem Munde vorgebracht würde , wo doch , wie man
wisse , ganz andere Gefühle herrschen .

Ministerialdirector Rettig erklärt , daß bei der ach -
tungswerthen Persönlichkeit des Herrn v . Weffenberg die
Regierung kein Bedenken tragen werde , von dem Anerbie¬
ten der Kammer Gebrauch zu machen .

Der Antrag wird einstimmig angenommen .
2 ) Bitte deS Buchhändlers Förderer in Villingen , um

Concession zur Errichtung einer Druckerei . — Man hat
dort einen Censor , will aber keine Druckerei . — Antrag :
empfehlende Ueberweisung . —

Unterstützt von Kapp , Welte ( in Stockach sind zwei
Conceffionen ertheilt worden , um den'

Ersten , weil er liberal
ist , zu Grund zu . richten ) , Straub , Welcker und
Kapp , wird der Antrag angenommen .

3 ) Beschwerde der Gemeinde Markdorf , wegen der Ent¬
schließung deS Gr . StaaiSministeriums vom 29 . October ,
den SchulhauSbau daselbst betreffend . — Tagesordnung .

4 ) Bitte der Gemeinde Oeffingen » um Entfernug ihres
Pfarrers Haag , welcher dem finstersten Pietismus fröhnt
und dadurch die größten Zerwürfnisse herbeigeführt hat , wie
er schon in seiner Antrittspredigt sagte : ich bin nicht gekom¬
men , den Frieden zu bringen , sondern daS Schwert . E <
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kann keine Gemeindeversammlung mehr gehalten werden ,
ohne Beizug der Gendarmerie , und die Gemeinde geht mit
raschen Schritten der Verarmung und dem Verfall entgegen ,
wenn nicht geholfen wird durch Entfernung des Pfarrers
Haag . Die Commission trägt auf empfehlende Ucbcrwei «

sung an daö Gr . Staatsministerinm an .
Blanken Horn unterstützt angelegentlich den Antrag ,

da er das Wirken dieses Pfarrers in einer andern Ge¬
meinde kennt , wo derselbe gleiches Unheil gestiftet hat .

Welte kennt die Verhältnisse aus den Acten , bestätigt
die Angabe des Berichtes und unterstützt den Antrag .

JunghannS Ik. bemerkt , daß der betreffende Geistliche
nicht mehr versetzt, sondern abgesetzt werden sollte .

Mathy fügt bei , daß der nämliche Pfarrer in HagS -
selben bei Karlsruhe früher zu denselben Klagen Anlaß
gegeben , welche der Bericht und mehrere Redner von an¬
dern Gemeinden , wo er später war , Vorbringen .

Peter hat ganz dasselbe von der früher » Thätigkeit
dieses Pfarrers in Rosenberg erfahren ( auch in Obergim -

pern ) . Nachdem noch Kapp , Welcher und Z i t t e l gespro¬
chen, erklärt der Präsident : die Petition geht mit diesen
Zeugnissen an das Großh . Staatsministerium .

5 ) Bitte deS Kirchengemeinderaths der evangelischen Ge¬
meinde zu Ettlingen , um weiteren Zuschuß zur Bestreitung
ihrer kirchlichen Bedürfnisse . Einen rechtlichen Anspruch
kann die Gemeinde nicht begründen . Da jedoch der Staat
im Besitze des altbadischen evangelischen Kirchenvermögens
ist , aus welchem die evangelische Landeskirche Unterstützung
geben könnte , so kann eine solche Anforderung unter so
dringenden Verhältnissen nicht unbillig erscheinen . Durch
einen Zuschuß von höchstens 200 fl . wäre zu helfen . Die
Commission schlägt deßhalb Ueberweisung an das Staats «
Ministerium vor , zur Berücksichtigung bei der Aufstellung
des Budgets für die nächste Periode .

Ulrich dankt der Commission für diesen Antrag , welcher
angenommen wird .

6 ) Vorstellung der Gemeinderäthe zu Leutershausen ,
Groß - und Lützelsachsen , um Uebernahme der Schullehrer -
Gehaltsaufbesserungen auf die Staatskasse . Das Gesetz
über die Ausbringung des Aufwands für die Schulen
ging von dem Grundsätze aus , daß die Sorge für die Er «
zichung der Kinder zunächst Sache der Eltern sei , daß
aber die Gemeinschaft sie in angemessener Weise zu unter «
stützen haben . In diesem Betracht kann die Commission daS
Verlangen der Petenten , welche den Grundsatz umkehren ,
nicht unterstützen , und schlägt daher Tagesordnung vor . —
Angenommen .

7) Vorstellung dcr Gcmcinde Löffingen um Erlassung

einer Verordnung , die specielle Gütervermessung und die
Anlage von Flurbüchern betreffend . Die Petenten , welche
einen Caiastervermessung ihrer Güter vornehmen lassen wollen ,
bitten die Kammer , dahin zu wirken , baß die Regierung
in Bälde ein Gesetz oder eine Verordnung erlasse , nach
welcher Weise und unter welchen Formen eine Gemeinde
eine Specialvermeffung ihrer Aecker, Wiesenrc . vornehmen ,
kartiren lassen und ein Flurbuch anlegen könne . Der An¬
trag der Commission geht auf empfehlende Ueberweisung
an das Staatsministerium .

Junghanns I . unterstützt den Antrag und äußert sich
über die Nothwendigkeit einer Catastervermessung .

Arnsperger beklagt den argen Zustand deS Geome¬
terwesens wegen Mangel an Aufsicht , weßhalb oft Ge «
meinden unbrauchbare Operate theuer bezahlen müssen .

Matby entgegnet , daß die Geometer selbst in einer der
Kammer überreichten Denkschrift eine Organisation ver¬
langen . Der Vorwurf der Unfähigkeit sei nicht begrün¬
det ; wäre er eS aber , so würde die Regierung die Schuld
tragen , welche die Prüfungen anordnet und die Licenz
ertheilt . Der Commiffionsantrag wird angenommen .

8 ) Bitte des A . Heinrich von Karlsruhe um Erhöhung
seines SustcntationsgehaltS von 240 fl . auf 400 fl . Die Com¬
mission stellt den Antrag auf empfehlende Ueberweisung
an daS Staatsministerium , welcher nach kurzer Debatte
angenommen wird .

Straub berichtet über die Petition des Geometers
Kämmerer zu Karlsruhe im Namen seiner Fachgenoffen ,
womit eine Denkschrift über die Ausübung der praktischen
Geometrie in Baden übergeben wird ( die Denkschrift wurde
seiner Zeit in dem Wochenblatte zur LandtagSzeitung mit -

getheilt . ) Der Antrag geht auf Ueberweisung an das Gr .
GtaatSministerium zur geeigneten Berücksichtigung .

Arnöperger äußert sich über die Nothwendigkeit einer

Organisation deS Geometerwesens , welche hier ebenfalls
nachgewiesen ist.

Mathy spricht ausführlich über den Gegenstand und
erinnert , daß die Motion auf Caiastervermessung , welche
auf dem vorigen Landtage in der ersten Kammer begrün¬
det wurde , die Absicht gehabt zu haben scheine , den Guiden ,

' nach Vollendung dcr Militärkarte , die Catafterarbeiten zu
übertragen . Die Guiden , ausgezeichnet in ihrem Fache ,
aber einseitig gebildet , seien hiezu nicht geeignet , wohl aber
die Geometer . ES wäre daher angemessen , wenn sich die

Regierung jetzt schon mit dcr Organisation des Vermrs -

sungspersonals beschäftigte . Der Antrag der Commission
wird angenommen und die Sitzung geschloffen .
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Verhandlungen über die Vorfälle des 19. November

1845 in Mannheim .

(Nachtrag zu der 71 . Sitzung vom 7. September 1846).

Diskussion des von dem Abg . RindeschWender er¬
statteten Berichtes zur Bitte dcö Gemeinderaths und Bür»
gerauSschusseS in Mannheim , die gesetzwidrige Störung
und Aufhebung der auf den 19 . November 1845 angeord¬
neten Veisammlung des großen BürgcrauSschusses der
Stadt Mannheim betreffend. Den Bericht haben wir be¬
reits in Nummer 72 , die Anträge und daö Ergebniß der
Abstimmung in Nummer 221 , S . 884 mitgctheilt .

Rindeschwender nimmt zuerst das Wort und äußert :
Eie finden in dem Bericht der Commiffion zwei Anträge.
In Beziehung auf den ersten habe ich keine Erläuterung
zu geben . WaS aber den zweiten Antrag betrifft , so gab
«r zarten Gemächern einigen Anstoß , wahrscheinlich jedoch
«ur , weil sie ihn nicht vollständig geprüft und im Zusam¬
menhang mit dem Bericht gelesen und verglichen hatten.
Sie glaubten nämlich , es wäre Unrecht , wenn man die
amtlichen Stellen , gegen deren Verfahren eine Untersu¬
chung eingeleitet werden soll , mit Namen bezeichne , auch
sei es schon eine Art von vorgesaßtem Urtheil , wenn aus¬
gesprochen werde , daß nach geschloffener Untersuchung eine
Genugthuung für Verletzung der Rechte und Gesetze ge¬
geben werden solle . Ich finde diese Bedenken etwas über¬
trieben und von sehr zarter Natur . Weil ich aber doch
jenen zarten Gemüthern Rücksicht tragen will , so habe ich
auch nichts dabei zu erinnern und die Mehrheit der Com¬
mission ist gleichfalls damit einverstanden , wenn statt der
einzelnen Stellen im Allgemeinen gesetzt wird : „Staatsbe¬
hörden . " (Der Redner verliest den Antrag, wie er S . 884
steht) . Ein Mitglied der Commission schlug vor , man
möge statt „Staatsbehörden " nur fitzen „Behörden, "

indem es denkbar wäre , daß auch das Benehmen der
Gemeindebehörden in Untersuchung und zur Strafe
gezogen werden müßte . Weder die Commiffion noch weni¬
ger aber der Berichterstatter kann diese Ansicht theilen .
Wenn wir ausgesprochen haben , daß die Gemeindebehörde
in keinem Verschulden sei , sondern in ihrem vollen Recht
gehandelt habe , so konnten wir dieß wohl aussprcchcn ,
indem darüber die Akten geschlossen sind und uns vorliegen ,
auch nirgends widersprochen wurde . Hieraus folgt ganz ein¬
fach , daß ich keine Untersuchung gegen die Gemeindebe¬
hörden in Antrag bringen kann. Man könnte ferner ent-
gegenhalten , es gelte die gleiche Einwendung auch den
Staatsbehörden gegenüber und der ganze Vorgang sei in

öffentlichen Blättern verhandelt. So ist eS aber nicht. Die
Commiffion gierig nämlich von der Ansicht aus , die Staats¬
behörden hätten gefehlt . Ist dies richtig , so muß ihre
Rechtfertigung vernommen werden , also ist eine Unter¬
suchung nöthig .

Geh. Rath Bekk . In der Sache , die wir jetzt zu be¬
sprechen haben , ist viel Leidenschaftlichkeit rege geworden ,
und eS wäre zu wünschen , daß dieselbe nicht auch in
dieses HauS übergehen , vielmehr die Verhandlung hier mit
derjenigen Würde gepflogen werden möchte, die dem Hause
überhaupt ziemt. Ich werde mich durch keinerlei Mei-
nungSterrorismus schrecken lassen , andrerseits aber auch
ganz «ine ira et studio sprechen, mich einfach an die Sache
halten und dabei den Gesichtspunkt feststellen , von dem
die Regierung bei Beurtheilung .dieser Sache ausgegangen
ist . Dieö vorausgesetzt, wende ich mich , wie auch der Be¬
richt gethan , zuerst zu der Frage , welche die Interpreta¬
tion der Gcmeindeordnung , besonders des § . 38 Nr. 5
betrifft, wonach auf Antrag einer Anzahl von Bürgern , die
der Zahl der Mitglieder deö Gemeinderathö und Ausschus¬
ses gleichkommt, eine Gemeindeversammlung oder eine Ver¬
sammlung des großen Ausschusses , was dasselbe ist , statt¬
finden muß , wenn im Namen und aus Auftrag der Ge¬
meinde eine Vorstellung an den Großherzog , an die Stände
oder die Staatsbehörde gerichtet und die Gemeinde um
ihre Zustimmung vernommen werden soll. In dieser Be¬
ziehung ist nun ein Streit darüber erhoben, ob ein solches
Verlangen , von dem der § . 38 spricht , ohne Rücksicht auf
den Gegenstand , worüber eine Vorstellung im Namen der
Gemeinde verfaßt werden soll, oder nur dann zulässig sei,
wenn eS sich um eine Angelegenheit der Gemeinde als
solcher handelt. DaS ist nun der erste Standpunkt . Irr
Beziehung auf diejenigen Fälle , wo keine Gemeindeange¬
legenheit in Frage liegt , haben die Entwürfe der Gemein¬
deordnungen von 1819 und 1822 besondere Bestimmungen
gegeben und zwischen den Fällen unterschieden , wo eS sich
um eine allgemeine Staatsangelegenheit und jenen Fällen,
wo es sich um eine Angelegenheit Einzelner handelt. Hin¬
sichtlich der erstern wird der Gemeindeversammlung oder
hier dem großen Ausschuß das Recht gegeben , zu petitio«
niren , sich mit der Sache zu befassen und darüber zu be-
raihen ; wogegen hinsichtlich der letzteren dieses Recht aus¬
drücklich verweigert wird.

(Fortsetzung folgt).
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